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TOP II.8 Ergänzung der Regelungen zur Quellen-TKÜ 

und zur Online-Durchsuchung um ein Betre-

tungsrecht  

 

Berichterstattung: Rheinland-Pfalz, Bayern, Hessen, Mecklen-

burg-Vorpommern 

 

 

1. Die Justizministerinnen und Justizminister haben sich mit den 

in der Strafprozessordnung neu geschaffenen Ermächti-

gungsgrundlagen zum Einsatz von Quellen-Telekommuni-

kationsüberwachung und zur Online-Durchsuchung befasst. 

 

2. Sie sind der Auffassung, dass die derzeit zulässigen Möglich-

keiten zur Aufbringung der Software auf dem informations-

technischen System des Betroffenen mit erheblichen rechtli-

chen und tatsächlichen Problemen behaftet sind. Um die neu-

en Ermittlungsmaßnahmen effektiv und praxistauglich einset-

zen zu können, erachten die Justizministerinnen und Justizmi-

nister die Schaffung eines gesetzlichen Betretungsrechts zum 

Zwecke der Aufbringung der Software als zielführende Alter-

native. 
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3. Sie bitten daher die Bundesministerin der Justiz und für Ver-

braucherschutz, sich dieser Problematik anzunehmen und – 

unter Berücksichtigung der verfassungsrechtlichen Implikatio-

nen – einen Vorschlag für eine entsprechende Gesetzesände-

rung zu unterbreiten. 

 
 


